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Bund, Kantone und Gemeinden haben in der Gesundheitsversorgung vielfältige 
und teilweise konkurrierende Rollen: Regulator, Finanzierer, (Mit-)Besitzer von 
 Spitälern oder Pflegeheimen. Gleichzeitig werden sie immer aktiver in der Inte-
grier ten Versorgung. Und in Zukunft? Sind neue Koalitionen gefragt, die einerseits 
unternehmerische Freiheiten begünstigen, anderseits die Sicherheit und Qualität 
der Versorgung gewährleisten.

Gesundheitsversorgung und Staat: Da sind wir in der 
Schweiz grundsätzlich skeptisch, wittern rasch Staats-
medizin oder befürchten zumindest überbordende 
Bürokratie. Fast jeder hat schon von monatelangen 
Wartezeiten oder unterlassenen Therapien in staat-
lichen Gesundheitssystemen wie England, Schweden 

oder Dänemark gehört. Vieles ist stark übertrieben, an-
deres falsch: Gerade die genannten Gesundheitssys-
teme sind uns in zentralen Bereichen wie Nutzen- und 
Performance-Orientierung, Integrierten Patientenpfa-
den und durchgehend verfügbaren Behandlungsdaten 
weit voraus; das bezeugen unter anderem internatio-
nale Vergleiche der OECD.
Selbstverständlich können staatliche bzw. zentralisti-
sche Gesundheitssysteme kein Vorbild sein für die 
Schweiz. Zu stark ist unser System von Föderalismus 
und Subsidiarität geprägt. Gleichzeitig gilt es, wich-
tige Entwicklungen der Medizin und Versorgung 
nicht aus ser Acht zu lassen: zum Beispiel, wie be-
deutsam die Zunahme an hochaltrigen, multimor-
biden, chronisch kranken Menschen ist. Diese benö-
tigen nicht nur medizinisch-pflegerische Betreuung. 
Genauso wichtig sind ihre psychosozialen Bedürfnisse, 
ausserdem juristische Aspekte (Urteilsfähigkeit der Be-
troffenen) und  finanzielle (Ergänzungsleistungen, Hilf-
losenentschädigung). Aspekte also, die im Verantwor-
tungsbereich von Kantonen und Gemeinden liegen und 
diese erheblich belasten. 

Bund, Kantone und Gemeinden sind laufend mit Inter-
essenkonflikten konfrontiert: hin- und hergerissen zwi-
schen dem Wohlergehen der Bevölkerung und ihren 
vielfältigen, teils konkurrierenden Zuständigkeiten in 
der Gesundheitsversorgung als Regulator, Finanzierer 
und (Mit-)Besitzer von Leistungserbringern. Es er-
staunt deshalb nicht, dass Bund, Kantone und Gemein-
den stark an integrierten, bevölkerungsorientierten 
Versorgungskonzepten interessiert sind, welche diese 
Interessenkonflikte reduzieren können. 

Das Medizinisch-Pflegerische und 
das  Soziale wachsen zusammen

Das zeigt auch die Entwicklung: Bund, Kantone und 
Gemeinden nehmen seit einigen Jahren deutlich akti-
vere Rollen in der Integrierten Versorgung ein. Davon 
zeugen zahlreiche Aktivitäten, zum Beispiel das Pro-
jekt «Koordinierte Versorgung» des Bundes, das «Pro-
gramme cantonal Diabète» im Kanton Waadt oder 

 vielfältige Initiativen für regionale und lokale Versor-
gungnetze in allen Landesteilen, die von Gemeinden 
ausgehen oder an denen Gemeinden beteiligt sind. 
Es ist zu erwarten, dass sich Bund, Kantone und Ge-
meinden in Zukunft noch viel stärker für die bessere 
Vernetzung der Versorgung einsetzen. Denn mit der 
Zunahme an hochaltrigen, multimorbiden, chronisch 
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kranken Menschen wachsen das Medizinisch-Pflegeri-
sche und das Soziale zusammen – was besonders Kan-
tone und Gemeinden betrifft. Doch wie wird das ver-
mehrte Engagement aussehen? Wie werden diese 
neuen Rollen neben den bisherigen Funktionen ausge-
übt? Und was sind die Folgen für Leistungserbringer 
und Krankenversicherer? Was könnte sich für die Pati-
entinnen und Patienten ändern?

Um diese Fragen beantworten zu können, gilt es zu-
erst, die möglichen Rollen der öffentlichen Hand in 
den Blick zu nehmen. Public Governance, so der gän-
gige Begriff dafür, bewegt sich im Grundsatz zwischen 
zwei Polen: dem Staatsversagen und dem Marktversa-
gen [1]. In diesem Spannungsfeld bestehen vier grund-
sätzliche staatliche Steuerungsmodelle [2]:
– das Bereitstellen von Versorgungsleistungen durch 

den Staat selbst,
– die direkte Steuerung durch Regulierung,
– die indirekte Steuerung durch finanzielle Anreize,
– die Beeinflussung durch Information.

Innovationen dank Bürgernähe

Fast wichtiger als diese Unterscheidung ist die Tatsa-
che, dass Auseinandersetzungen zur Rolle von Bund, 
Kantonen und Gemeinden in der Gesundheitsversor-
gung vielfach mit politischen Haltungen oder gar ideo-
logisch aufgeladen sind: Wer Solidarität und offenen 
Zugang zu Gesundheitsleistungen als hohen Wert be-
trachtet, wird sich für ein staatliches Bereitstellen von 
Versorgungsleistungen einsetzen. Wer Wettbewerb 
und Konkurrenz als wichtigste Steuerungsgrundlage 
sieht, wird gerade umgekehrt argumentieren.

Die Steuerungsbemühungen der öffentlichen Hand ha-
ben sich in letzter Zeit stark verlagert: Galt früher das 
Interesse vor allem akuten Krankheiten und der hoch-
spezialisierten Versorgung, ist der Fokus zunehmend 
auf chronische Krankheiten und polymorbide Patien-
ten gerichtet. Das ist besonders bedeutsam, weil dies 
auch zentrale Ziele der Integrierten Versorgung sind.
Beispiel Langzeitpflege, für die in zahlreichen Kanto-
nen die Gemeinden verantwortlich sind: Viele Ge-

meinden spannen zusammen und stimmen die ambu-
lanten und die stationären Angebote so aufeinander 
ab, dass die betroffenen Menschen möglichst lange in 
 ihrer vertrauten Umgebung leben können. Das ent-
spricht den Patientenbedürfnissen und dämpft in der 
Regel das Kostenwachstum. Und häufig werden für 
 solche Überlegungen weitere Leistungserbringer wie 
niedergelassene Ärzte, Apotheker, das Spital (falls vor-
handen), Fachorganisationen oder die eigenen Sozial-
dienste eingebunden. 

Kantone als Entwicklungslabors

Ein anderes Beispiel ist die medizinische Grundversor-
gung, die heute ein wichtiger Standortfaktor ist, be-
sonders in ländlichen Gebieten und seit vielerorts 
Hausarztpraxen ersatzlos schliessen. Einzelne Ge-
meinden greifen ganz direkt ins Geschehen ein, indem 
sie (finanzielle) Anreize schaffen für Praxisübergaben 
oder die Eröffnung einer neuen Praxis. Andere wiede-
rum denken regional, holen andere Gemeinden sowie 
Leistungserbringer an einen Tisch und entwickeln 
neue Versorgungsmodelle, welche die Last auf meh-
rere Schultern verteilen (Spitalärzte, Apotheker, Pflege-
expertinnen etc.).
Das dritte Beispiel liefert ein Expertenbericht des Bun-
des bzw. der Vorschlag, staatliche Globalbudgets als 
mögliche Massnahme zur Kostendämpfung einzufüh-
ren [3]. Wegen des lautstarken Aufschreis zahlreicher 
Interessengruppen ging völlig unter, dass Globalbud-
gets nicht grundsätzlich schlecht sein müssen. Die 
 Capitation-Verträge von Ärztenetzen haben seit jeher 
den Charakter eines Globalbudgets und zeigen, dass 
solche Budgets viel differenzierter betrachtet werden 
sollten als ein simpler Gesamtbetrag, nach dessen Er-
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reichen ein Leistungs- bzw. Vergütungsstopp wie eine 
Guillotine herunterfällt. Zumal die Ärztenetze seit 
 vielen Jahren gut damit fahren – gleich wie die Patien-
tinnen und Patienten. Folglich wäre es angemessen, 
auch mit Blick auf die verhärteten Tarifdiskussionen, 
zumindest darüber zu diskutieren, ob sich staatlich 
verordnete Globalbudgets patienten- und leistungser-
bringerfreundlich ausgestalten lassen. 

Die kantonale Ebene schliesslich, hauptverantwortlich 
für die Sicherung der Gesundheitsversorgung, zeich-
net sich dadurch aus, dass integrierte Lösungen von 
Kanton zu Kanton und vor allem zwischen den Lan-
desteilen stark variieren können. So gibt es in der 
Westschweiz erfolgreiche staatliche Programme zur 
koordinierten Versorgung von bestimmten Patien-
tengruppen, zum Beispiel das «Programme cantonal 
Diabète» in der Waadt oder «Mieux vivre avec une 
BPCO» im Wallis. Ebenso ist in der Westschweiz die 
Vernetzung des medizinisch-pflegerischen Sektors mit 
dem Sozialbereich viel weiter fortgeschritten als in der 
Deutschschweiz, zum Beispiel im «Projet de Réseau In-
tégré de Soins aux Malades» in Genf. In der Deutsch-

schweiz dagegen basieren erste Ansätze wie das Koor-
dinationszentrum für Gesundheit und Soziales 
«CareNet+» im Kanton Zürich auf privater Initiative.

Fazit

Ob Bund, Kantone oder Gemeinden: Die Integration 
von Medizin, Pflege und Sozialem macht für die wich-
tigste Patientengruppe der Zukunft – alte, multimor-
bide, chronisch kranke Menschen – in hohem Masse 
Sinn, genauso für alle Akteure. Und Integrierte Ver-
sorgung wird immer eine (intelligente) Mischung 
aus  staatlicher Governance und privaten Initiativen 
sein. Raum für Innovationen gibt es genug, sei es bei 
der  Behandlung und Betreuung von Patientinnen 
und Patienten, sei es bei deren Befähigung zu (mehr) 
Eigenverantwortung, sei es bei der Finanzierung und 
der Ver gütung.
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In der Westschweiz ist die Vernetzung des 
medizinisch-pflegerischen Sektors mit dem 
Sozialbereich viel weiter fortgeschritten als 
in der Deutschschweiz.
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